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Eine Studiesoll die
Diskussion über Ökosteuern

ankurbeln. Dabei wird
weniger mit umwelt- als
mitfinanzpolitischen
Notwendigkeiten
argumentiert.

"Eine nachhaltige Steuerre-
formfür Luxemburg", so lautet
der Titel einer Studie, die der
Mouvement écologique amver-
gangenen Dienstag vorstellte.
Steuerreform? Hatten wir nicht
schon eine? Tatsache ist, dass
die massiven Steuersenkungen
der beiden vergangenen Jahre,
anders als vonder Regierungan-
gekündigt, keine ökologischen
Elemente einführten. Dass in
dieser Hinsicht Handlungsbe-
darf besteht, leitet die Studie
weniger aus rein ökologischen
Überlegungen ab als viel mehr
aus einer umfassenden Analyse
des derzeitigen Luxemburger
Steuer- undFinanzsystems.
Dabei legt der Autor Dieter

Ewringmann vomKölner finanz-
wissenschaftlichen Forschungs-
institut den Finger auf so man-
che Krampfader der Unnachhal-
tigkeit. Luxemburg nutze die Ar-
beitskraft der "Frontaliers",
ohne dass deren Wohngemein-
den, dieInfrastrukturen zur Ver-
fügung stellen müssen, an dem
Steueraufkommen beteiligt sei-
en. So habe das Großherzogtum
auch die Ausbildungskosten "in
Grenzen gehalten" - alles in al-

lem eine nicht besonders zu-
kunftssichere Vorgehensweise.
Höflich zurückhaltende Kritik
gibt es ebenfalls für die nationa-
le Strategie zur Reduktion der
Treibhausgase. Zwar lobt Dieter
Ewringmann die "beachtliche
Verpflichtung", das CO 2-Aufkom-
men um 28 Prozent zu senken,
doch er stellt fest, dass die
vom Umweltministerium vorge-
legten Szenarien sich kaumauf-
recht erhaltenlassen. Underfor-
muliert die ein Jahr vor den
Wahlenfür die Regierung höchst
unangenehme Frage, wem die
CO 2-Minderungspflichten abver-
langt werdensollen.

Wem-Frage
Dembisher von Umweltminis-

ter Goerens favorisierten Weg,
Umweltverbesserungen durch
freiwillige Verpflichtungen der
Verursacher zuerreichen, erteilt
die Studie eineklare Absage. Ne-
ben dem Einsatz von Ge- und
Verbotenlasse sich Umweltpoli-
tik vor allem durch ökonomi-
sche Anreize gestalten. Aller-
dings sei dabei vorsichtigvorzu-
gehen, weil das Steuersystemja
nicht nur dazu diene, Lenkungs-
effektei mSinne der Nachhaltig-
keit zu erzielen, sondern auch,
nachhaltig die öffentlichen Aus-
gabenzufinanzieren.
Bei der Analyse des bestehen-

den Steuer- und Abgabensy-
stems könne man, so Dieter
Ewringmann, unabhängig von
ökologischen Überlegungen vie-
le Systemfehler, Ungerechtigkei-
ten und Ineffizienzen finden. Er
bemängelt insbesondere die re-
lativ niedrige Besteuerung des
Produktionsfaktors Energie, ver-
glichen mit denFaktoren Kapital
undArbeit. I mdemmanstatt der
Arbeit die Energie besteuere,
könne man die Tragfähigkeit der
Sozialsysteme nachhaltig absi-
chern. So verbindet der Autor,
was oft als Gegensatz angesehen
wird, nämlich wirtschaftliche
und soziale Leistungsfähig-
keit mit dem Umwelt-, Natur
und Kli maschutz.

Lokal denken
Es gehe um die Abkehr von

der Idee einer "Wunderwaffe
Ökosteuer", hin zu einer Steuer-
reform im Dienste eines Nach-
haltigkeitsbegriffs, der die drei
Säulen Umwelt, Wirtschaft
undSoziales umfasse, erklärte
Blanche Weber vomMouvement
écologique, am vergangenen
Dienstag. Ihre Organisationhabe
in diesem Punkt einen Paradig-
menwechsel vollzogen.
Ein Paradigmenwechsel

scheint jedoch auch stattgefun-
den zu haben, was den Leitsatz
"Global denken, lokal handeln"
angeht. In der Studie wird die
ethische Verpflichtung ange-
führt, dasjetzigeEinkommensni-
veau aufrecht zu erhalten für
künftige Generationen - womit
allerdings nur die Generationen
von LuxemburgerInnen gemeint
sind. Darauf, welches Einkom-
mensniveau dabei für den Rest
der Welt "aufrecht zu erhalten"
sei, wird kein Gedanke ver-
schwendet.
Anlass zu Kritik könnte auch

die liberale Färbung der Studie
geben. Da wirdlaut nachgedacht
über "verursacherorientierte

Beiträge" für soziale Versiche-
rungssysteme - wer oft krank
wird, soll wohl mehr zahlen. Ei-
nerseits wird bei m Wasserver-
brauch "Kostenwahrheit" - also
drastische Preiserhöhungen für
die EndverbraucherInnen - ein-
gefordert. Andererseits soll die
Einführung von Energiesteuern
"schrittweise und mit Augen-
maß" geschehen, mit "flankie-
renden Kompromissregelungen"
für energieintensive Unterneh-
men. Auchder Rückgriff auf Kon-
zepte wie Marktkonformität und
Kapitaldeckung der Altersvor-
sorge wird bei Gruppen wie At-
tac, die mit der "pensée unique"
aufräumen wollen, schlecht an-
kommen. Und mit einem Satz
wie "Tieflagen mit (...) nicht in
den Produktionsprozess einbe-
zogenen Arbeitskräften sind aus
der Sicht langfristiger undinter-
generativer Potenzialerhaltung
kein unmittelbares Problem." -
also: "Massenarbeitslosigkeit ist
nicht schli mm, solange die Um-
welt keinen Schaden ni mmt" -
positioniert Dieter Ewringmann
die Umweltbewegung genau
dort, wo ökologiefeindliche Lin-
kesie haben wollen.

Sprengstoff
Trotz dieser Vorbehalteist die

Studielesenswert. Sie analysiert
das Steuersystem auf fachlich
hohem Niveau und enthält For-
derungen, dieSprengstofffür die
Luxemburger politische Land-
schaft sind. Soheißt eszumThe-
ma Flächenverbrauch: "In be-
sonderer Weise gilt es, die För-
derung der energie- undflächen-
intensivsten Wohnungsform -
des Eigenhei ms bzw. des Einfa-
milienhauses - nach und nach
zurückzuführen." Was die Ein-
führung einer Energiesteuer an-
geht, so ist Dieter Ewringmann
bemüht, die möglichen Kritiken
zu widerlegen. Ein solcher
Schritt sei keineswegsein"natio-
naler Alleingang" sondern ange-
sichts des Rückstandes des
Großherzogtumsin Sachen Öko-
steuerneher einAufspringenauf
denfahrendenZug.
Das Problem der Sozialver-

träglichkeit der durcheine Ener-
giesteuer fälligen Preiserhöhun-
gen will Dieter Ewringmann, wie
dies schon1998vomWuppertal-
Institut vorgeschlagen worden
war, mit einemfür alle BürgerIn-
nen einheitlichen Öko-Bonus lö-
sen. Diese Vorgehensweise
"müsste auch vor demscharfen
Blick der Gewerkschaften Be-
stand haben", hofft der Autor.
Das Prinzip Hoffnung scheint
auchfür den Mouvement écolo-
gique zu gelten, der seit über
zehn Jahren eine Ökosteuer for-
dert. Die Forderung fand zwar
Eingang in die aufeinanderfol-
genden Regierungserklärungen
seit 1989, wurde aber nie umge-
setzt. Man solle die jetzt vorlie-
gende Studie, i mmerhin zu 50
Prozent staatlich bezuschusst,
nicht zerreden, empfahl Blanche
Weber. Damit die nächste Regie-
runghandelnkönne, müssejetzt
ein Diskussionsprozess eingelei-
tet werden. Damit rennt der
Mouvement bei Premierminis-
ter Jean-Claude Juncker offene
Türen ein (siehe Interview ab
Seite 4) - zumindest, was das
Diskutierenbetrifft...

RaymondKlein

________________________
Der Text derStudieist unter
www.emweltzenter.lu verfügbar.

Cattenom: lesétudessesuivent ...
Les autorisati ons de rejets demandées par la centrale de
Cattenom sont i nacceptables, voilà la concl usion que ti-
rent "Déi Gréng" de l' étude commanditée auprès de l'i n-
stitut spécialisé Wise-Paris. L' étude présentéela semaine
dernière par le Mouvement écologi que (voir woxx no
709) avait surpris parce qu' ell e i nsistait moins sur les re-
jets de triti um, en augmentati on, que sur les autres sub-
stances nucléaires. Elle reprochait à l' exploitant de la
centrale, "Electricité de France" (EDF), de ne pas utili ser
des filtres modernes tels que ceux utilisés en Allemagne
afi n de réduire pl us encore les rejets déversés dans la
Moselle.
L' étude de Wise met à nouveau l' accent sur l' augmentati-
on du seuil pour le triti um. La valeur li mite demandée par
EDF pour Cattenom est pl us élevée que celle autorisée
récemment pour d' autres réacteurs du même type. Par
aill eurs, dans le dossier d' enquête publi que remis par
EDF, les rejets de 2001 et 2002 ont été "oubliés". Wise
montre, chiffres à l' appui, que ces deux années là, Cat-
tenom a été parmi les centrales les pl us poll uantes de
France en raison de ruptures de crayons de combusti ble
nucléaire. Ces i nci dents graves restent largement i nexpli-
qués. Wise suspecte qu' EDF cherche à adapter les li-
mites d' autorisati on aux rejets particulièrement élevés,
pl utôt que de tout faire pour éviter de tels i nci dents et de
tellesfuites.
"Déi Gréng" essayent de mettre sur pied un front de rési-
stance transfrontalier contre les autorisati ons de-
mandées. Pour celails ont fait appel aux Vertsfrançais et
allemands, au social-démocrate allemand Jo Lei nen et à
des ONG. Quant au gouvernement l uxembourgeois, Clau-
de Turmes, le parlementaire européen de "Déi Gréng", l ui
reproche son manque d'i nitiative. "Que la ministre des
Affaires étrangères, Madame Polfer, qui se vante de ses
bonnes relati ons avec MM. Chirac et Raffari n, en fasse
son affaire", demande-t-il.

Déi Lénkerinnert an Salvador Allende
Ei n Schil d "Rue Salvador Allende" prangt - zusammen mit
ei n paar roten Rosen - an der Straßenecke Rue Louvigny
und Rue Phili ppe II, die Déi Lénk gestern demonstrativzu
Ehren des ehemali gen chilenischen Präsidenten symbo-
lisch umbenannt hat. Am 11. September 1973 war der
erste frei gewählte marxistische Staatschef vom Militär
gestürzt worden. Den Putsch hatte er nicht überlebt.
Dass nicht nur der 11. September 2001 ei n Tag sei n soll-
te, an den es zu eri nnern gilt, sondern eben auch jener,
an dem Chiles Weg zum Sozialismus begraben wurde,
darauf machten die Déi Lénk-AktivistI nnen gestern auf-
merksam. Das Geschehen von damals sei aktueller denn
je, hieß esi n Gegenwart ei nes Vertreters der chilenischen
Gemeinschaft i n Luxemburg. Diesel be Straße hätte schon
1974 nach Allende benannt werden sollen. Damals wurde
dies jedoch von den Stadtobersten abgelehnt. Nun will
Déi Lénk-Gemeinderat Guy Stoos ei nen offiziellen Antrag
auf Umbenennung stellen.

Juncker sorgt sich umSchröder
Ohne es offen zu sagen, hat Premiermi nister Juncker bei
der Budgetvorstell ung am Mittwoch fast schon Abschied
vomeuropäischen Stabilitätspakt genommen: Sei ne Sor-
ge gilt der Belebung der deutschen Konjunktur - ohne die
auch i n Luxemburg der Wirtschaftsmotor nicht so recht
i n Fahrt kommt. Es müsse den Deutschen erlaubt wer-
den, alle möglichen konjukturbelebenden Maßnahmen,
also ei n Vorziehen der Steuerreform, zu ergreifen, auch
wenn dadurch ei n Haushaltsdefizit entstehe, das mehr als
drei Prozent des Bruttosozial produktes betrage. Juncker,
der auch als Berater i n Sachen nachhalti ger Steuer- und
Sozial politik der Schröderregierung fungierte (siehe dazu
das I nterviewS. 4), desavouiert damit teil weise sei ne po-
litischen KollegI nnen der CDU/CSU, die der rot-grünen
Regierung Verfassungsbruch wegen überhöhter Ver-
schuldung vorwerfen. Während Junckers Budgetminister
Frieden voll des Lobes war für die von i hmselbst erstell-
te, als verantwortungsvoll titulierte Haushaltsvorlage, die
ohne Neuverschuldung auskomme, gab sich der Premier
deutlich pessi mistischer: Wenn die Durststrecke bis 2006
andauern sollte, i st es mit schwarzen Zahlen i m Staate
Luxemburg wohl auch vorbei.
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Neue Wunderwaffe

Die drei Säulen der Nachhaltigkeit. (Foto: woxx)


